Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 23. 


(Nr. 6336.) Verordnung, die Einführung der Verordnung wegen Abänderung der Taraſaͤtze 


fuͤr Zucker vom 10. April 1866. in dem Jadegebiete betreffend. Vom 


1. Juni 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 14. Mai 1855. (Geſetz⸗Samml. für 
1855. S. 306.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Die Verordnung wegen Abaͤnderung der Tarafáge für Zucker vom 
10. April 1866. (Geſetz⸗Samml. für 1866. S. 2» wird hiermit in Unſerem 
Jadegebiete eingefuͤhrt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1866. (Nr. 63366337.) 38 (Nr. 6337.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Juni 1866, 


(Nr, 6337.) Verordnung, betreffend die Zuweiſung der in den Herzogthuͤmern Schleswig, 
8 Holſtein und Lauenburg ſtehenden Truppen zum erſten Wahlbezirke des 
Regierungsbezirks Potsdam für die Wahlen zum Haufe der Abgebrdneten. 
Vom 7. Juni 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und auf Grund des 
Artikels 63. der Verfaffungs-Urfunde vom 31. Januar 1850., was folgt: 


Die in den Herzogthuͤmern Schleswig, Holſtein und Lauenburg ſtehenden 
Truppen werden fuͤr die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten dem aus den 
Kreiſen Oſt⸗ und Weſtpriegnitz beſtehenden erſten Wahlbezirke des Regierungs⸗ 
bezirks Potsdam zugewieſen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. Juni 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Moon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. : 


(Nr. 6338.) 


(Nr. 6338.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Mai 1866. betreffend die Genehmigung zur 
Emiſſion weiterer neuer Stammaktien bis zum Betrage von drei Millionen 
Thaler Seitens der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Nachdem von Seiten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen 
worden iſt, ihr Behufs Fertigſtellung der Zweigbahnen von Oſterath nach Eſſen, 
von Eſſen zur Zeche Holland, von Kempen nach Venlo und von Duͤren nach 
Call, ſowie zur Vervollſtaͤndigung ihrer Betriebsmittel und Betriebseinrichtungen 
die Emiſſion weiterer neuer Stammaktien zum Betrage von drei Millionen 
Thaler zu geſtatten, will Ich zu dieſem Antrage hierdurch die Genehmigung 
mit der Maaßgabe ertheilen, daß die neu zu kreirenden Aktien zum Stimmrecht 


in der Generalverſammlung erſt dann berechtigen, wenn ſie voll eingezahlt ſind, 


ſowie, daß die Geſellſchaft unter Ihrer, des Handelsminiſters, Zuſtimmung den 


Zeitpunkt feſtſetzt, von welchem ab die neuen Aktien an der Dividende Theil zu 


nehmen haben. . 
Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 28. Mai 1866. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


Gr. 6338-6339.) 38* (Nr. 6339.) 
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(Nr, 6339.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des von der Uttien- 
geſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb „Porta Weſtphalica“ zu 
Porta bei Minden beſchloſſenen, in der notariellen Verhandlung vom 
28. Mai 1866. verlautbarten Statutnachtrages zu dem mittelſt Urkunde 
vom 20. Juli 1857. genehmigten Geſellſchaftsſtatute. Vom 3. Juni 1866. 


Y. Könige Majeftát haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 1. Juni 1866. 
den von der Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und Huͤttenbetrieb „Porta Weſt⸗ 
phalica“ zu Porta bei Minden beſchloſſenen, in der notariellen Verhandlung 
vom 28. Mai 1866. verlautbarten zweiten Statutnachtrag zu dem mittelſt 


Urkunde vom 20. Juli 1857. genehmigten Geſellſchaftsſtatute zu genehmigen 
geruht. 


Der Allerhoͤchſie Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Minden bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 3. Juni 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
= Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr, 6340.) 


„„ 


(Fr. 6340.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender fuͤnfprozentiger Ber⸗ 
liner Stadt- Obligationen zum Betrage von 3,000,000 Thaler. Vom 
4. Juni 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


Nachdem der Magiſtrat Unſerer Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin mit 
Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung darauf angetragen hat, zur 
Beſtreitung der in Folge der Mobilmachung der Armee zu gewaͤrtigenden 
außerordentlichen Mehrausgaben, ſowie zur Deckung der Ausfaͤlle an den 
gewoͤhnlichen Einnahmen, zur moͤglichſt ungeſtoͤrten Fortfuͤhrung der oͤffentlichen 
Arbeiten und zur Erleichterung der Zahlungen der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe ein 
neues Anlehen von drei Millionen Thaler aufnehmen und zu dieſem Zwecke 
auf den Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt-Obligationen aus⸗ 
geben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
zur Ausſtellung von drei Millionen Thaler Berliner Stadt Obligationen, welche 
nach dem anliegenden Schema, und zwar: 


1,000 Stic a 500 Thaler 


=> 


500,000 Thaler, 


39500: 020000, = 500 = 

- 40,000 = 2100 = = 1,000,000 - 

10,000 0 500,000 - 

90,0006 n 9007000 
Summa = 3,000,000 Thaler, 


auszufertigen, mit fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Stadt nicht vor Ablauf von fuͤnf Jahren, von Seiten der Glaͤubiger uͤber⸗ 
haupt nicht kuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Verlooſung 
oder Ankauf in den Jahren 1870. bis ſpaͤteſtens 1906. zu amortiſiren ſind, 
mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne 
jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6340,) Schema. 


Doo (Stadtwappen.) 


Berliner Stadt⸗ Obligation 
der Anleihe von 3,000,000 Thaler, 


(ausgefertigt in Gemaͤßheit der Allerhöchften Kabinets Order vom ..... 1866. (Geſetz⸗ 
Gammi, von 1866. Stuͤck . ..) 


iiber (500 reſp. 200, 100, 50, 25) Thaler Preuß. Kurant. 


Se Magiſtrat der 1 Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin beurkundet 
und bekennt hiermit auf Grund des zuſtimmenden Beſchluſſes der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung, daß der Inhaber dieſer Obligation ein Kapital von 


Fünfhundert Thalern Preußiſeh Kuran 
(Zweihundert 2c.), \ 


deſſen Empfang hiermit beſcheinigt wird, von der hieſigen Stadt zu fordern hat. 
Die auf fuͤnf Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten und innerhalb fuͤnf Jahren nicht redu⸗ 
zirbaren Zinſen werden am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres gegen Ruͤck⸗ 
1 ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons durch die Stadt⸗Hauptkaſſe 
gezahlt. 

Die Tilgung des ganzen Anleihekapitals geſchieht mittelſt Verlooſung 
oder Ankaufs der Obligationen nach einem von der Staatsbehoͤrde genehmigten 
Amortiſationsplane mit Einem Prozent jaͤhrlich und den erſparten Zinſen der 
getilgten Obligationen vom 1. Januar 1870. ab. Den Kommunalbehoͤrden 
bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken, oder auch 
ſaͤmmtliche Obligationen auf einmal zu kuͤndigen, wogegen den Inhabern der 
Obligationen ein Kuͤndigungsrecht nicht zuſteht. 

Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen und 
die Kuͤndigung derſelben geſchieht durch den Preußiſchen Staatsanzeiger, das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und durch zwei Berliner 
Zeitungen. 

Mit dem Ablauf der geſetzlichen Kuͤndigungsfriſt hoͤrt die Verzinſung des 
Kapitals auf. é 
er 


erfolgt; die Zins b 
dem Jahre ihrer Faͤl : : Be 
Fur die Sicherheit des Kapitals und der Binion ‘afte das Gfarm 


ie und Einkommen der Stadt. 


Berlin, den in ae 


d. 80 
Der Magiſtrat hieſiger Kö taken Haupt⸗ im deſdengfadt, 


. Eingetragen. ER af 


| Rebigict i im Büreau des Staats Miniſteriums. 


Berlin, geben in der Königlichen Geheimen Doe Sofie ae E 
A (R. v. Decker). 3 


